
 

 

Sächsischer Landtag 

8. Wahlperiode 

Änderungsantrag 
der BSW-Fraktion 

Haushalts- und Finanzausschuss 

Kapitelbezeichnung: Polizeiverwaltungsamt 

Ausgabe/Einnahme: Ausgabe EPL: 03 

Seite Reg. Entw. 390 KAP: 20 

Seite Erg. Vorl. ___ TITEL: 812 99 

 

Ist 2023 Soll 2024 2025 in TEuro 2026 

37.649,8 37.288,8  39.888,7 SOLL neu 39.665,0 

  + 20.000,0 +/- + 20.000,0 

  19.888,7 Reg. Entw. 19.665,0 

Zweckbestimmung [ggf. A)alt, B)neu] inkl. Haushaltsvermerke/Erläuterungen 

Erwerb von IT-Infrastruktur und IT-Verfahren 

Die Ausgabebefugnis erhöht sich um die anteilige Mehreinnahme bei 06 14/119 13. 

Erläuterungen: 

2025 gegenüber 2024 17.400,1 T€ weniger 

2026 gegenüber 2025 223,7 T€ weniger 

 2025 (T€) 2026 (T€) 

1. IT-Infrastruktur (Hardware) 15.588,7 15.415,0 

2. IT-Infrastruktur (Software) 300,0 250,0 

3. IT-Verfahren 4.000,0 4.000,0 

4. Sonstiges 0,0 0,0 

Summe 19.888,7 19.665,0 

 

Deckungsvorschlag und Begründung der Änderung 

Deckung zu Lasten des Gesamthaushaltes.  



 

 

Die einbringende Fraktion hält eine Erhöhung des Haushaltsansatzes für notwendig, 

um der fortschreitenden Digitalisierung im Bereich der inneren Sicherheit wirksam 
begegnen zu können. Sowohl in der polizeilichen Vorgangsbearbeitung als auch in der 

Verwaltungsmodernisierung ist eine kontinuierliche und praxisnahe Weiterentwicklung 
digitaler Prozesse unerlässlich. Die jüngst veröffentlichte Polizeiliche Kriminalstatistik 
(PKS) zeigt deutlich, dass der Anteil digital begangener Straftaten stark zunimmt. 

Diese Entwicklung erfordert eine konsequente Anpassung der technischen 
Ausstattung und IT-Infrastruktur der Polizei, um effektiv ermitteln und reagieren zu 

können. Der Haushaltsansatz der Staatsregierung bleibt in diesem zentralen Bereich 
deutlich hinter dem tatsächlichen Bedarf zurück. Statt notwendiger Modernisierung 
drohen Stagnation und eine weitere Verzögerung bei der Einführung moderner 

Verfahren. Dies gefährdet nicht nur die Effizienz polizeilicher Arbeit, sondern schwächt 
auch das Vertrauen der Bevölkerung in die Handlungsfähigkeit des Rechtsstaats im 

digitalen Raum. 

 


